
Frau Oberbürgermeisterin
Dr. Ottilie Scholz

                                                                                         Bochum, den 23.06. 2006

Dringlichkeitsantrag 
zur Sitzung des Rates am 23. Juni 2006

Der Rat möge beschließen:

Die Verwaltung wird beauftragt, gemeinsam mit den kommunalen Unternehmen zur
Unterstützung benachteiligter und förderungsbedürftiger Kinder und Jugendlicher in
den Bochumer Bildungs- und Betreuungseinrichtungen eine Stiftung, einen Fond oder
einen Verein zu begründen. Diese Initiative, mit der Benachteiligungen ausgeglichen,
Integration verbessert und Begabungen gefördert werden sollen, könnte unter
Einbeziehung von bürgerschaftlichem Engagement und Sponsoren zu einer
Bürgerstiftung ausgeweitet werden. Eine Beschlussvorlage soll dem Rat nach der
Sommerpause vorgelegt werden.

Begründung:

Die Landesregierung hat durch Kürzungen im Bildungs- und Betreuungsbereich die
Haushaltssituation vieler Gemeinden dramatisch verschärft.

Nach dem jetzt vorliegenden Kabinettsbeschluss der Landesregierung vom 19.06.06
werden die Kürzungen auch im Haushalt 2007 fortgeschrieben. Darüber hinaus wird
durch die stärkere Beteiligung der Gemeinden an der Krankenhausfinanzierung
(Verdoppelung des Anteils) und durch die Kürzung der erhofften Mehreinnahmen aus
dem Steuerverbund die Finanzlage zusätzlich verschlechtert.

Dies führt im Vergleich der Kommunen in NRW untereinander dazu, dass auf  der
einen Seite wohlhabende Gemeinden die durch Kürzungen entstehenden  sozialen
Härten mit eigenen Mitteln ausgleichen können, während andererseits  insbesondere
den Ruhrgebietsstädten auf Grund ihrer Haushaltslage die Hände  gebunden sind.
Hier wird nämlich von der Kommunalaufsicht nach Erlass der  Landesregierung eine



weitere Übernahme von sogenannten freiwilligen Leistungen  nicht gestattet. Aber
gerade hier dürfen die Kürzungen bei einer im  Landesvergleich hohen Zahl von
betroffenen Kindern und Eltern nicht zu neuen  Benachteiligungen im Betreuungs- und
Bildungsbereich führen. 

Zum Wohle der Kinder und Jugendlichen ist es daher dringend erforderlich,
schnellstmöglich eine adäquate alternative Finanzierungshilfe für die ausfallenden
Landesmittel zu finden. 
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